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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
UREK-NR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
GK Gerichtskommission der Vereinigten Bundesversammlung
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
VD Verwaltungsdelegation

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CEATE-CN Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil national

CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
CJ Commission judiciaire de l'Assemblée fédérale
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
DA Délégation administrative
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

30. September 2022: Der Rücktritt von Ueli Maurer

Obwohl immer wieder über seinen Rücktritt spekuliert worden war, kam die
Ankündigung von Ueli Maurer, nach 14 Jahren Regierungstätigkeit Ende 2022 sein
Bundesratsmandat niederzulegen, einigermassen überraschend. Maurer selber hatte
nach den letzten Spekulationen vor gut einem Jahr verlauten lassen, er werde
mindestens bis Ende Legislatur (also bis Oktober 2023) in der Regierung bleiben und
dann vielleicht gar nochmals vier Jahre anhängen. Am 30. September 2022 liess er dann
aber an einer Pressekonferenz verlauten, er wolle wieder «der normale Ueli» sein und
habe noch einige private Projekte in Planung. Mit 71 Jahren war Maurer der älteste
amtierende Bundesrat seit Einführung der Zauberformel. Maurer war 2008 für Samuel
Schmid in den Bundesrat gewählt worden und hatte damit die kurze Oppositionsphase
der SVP beendet. Er hatte zuerst das Verteidigungsdepartement übernommen, bevor er
2015 ins Finanzdepartement gewechselt war. In den Medien wurde Maurer als
«erfolgreichster Politiker der Schweiz» (St. Galler-Tagblatt) beschrieben, allerdings
auch dafür kritisiert, dass er häufig mit den Grenzen der Kollegialität gespielt habe und
aufgrund seines schlechten Französisch nur einen «reduzierten Kontakt mit der
Romandie» gepflegt habe (Le Temps). Im Parlament habe er als Finanzminister grossen
Respekt genossen, gaben mehrere Parlamentsmitglieder zu Protokoll. Gelobt wurden
zudem seine umgängliche Art, seine Dossierkenntnis und sein Pragmatismus. Er sei sich
treu, bodenständig und bescheiden geblieben, urteilte der Blick. Der «widerborstige
Bauernsohn» habe sich «nicht vom System vereinnahmen lassen», fasste die Aargauer
Zeitung zusammen. Der «erstaunlich wandlungsfähige» Maurer gehöre «zu den
Politikern, die zu Anfang ihrer Karriere belächelt, später gefürchtet oder gehasst und
am Schluss respektiert werden», befand die NZZ. Auch der «launische Umgang» mit
den Medien war Gegenstand der medialen Würdigungen: Der Tages-Anzeiger
bezeichnete den SVP-Magistraten als den letzten «Oppositions-Bundesrat» –
«mäandriered zwischen den Rollen als Staatsmann und Oppositioneller» habe er es
allerdings geschafft, die Konkordanz nach den unruhigen Jahren nach Christoph
Blocher und Eveline Widmer-Schlumpf wieder zu stabilisieren. Die Weltwoche
vermutete, dass «dem Berner Politikbetrieb» die Spontanität Maurers bald fehlen
werde. Kritischer urteilte die WoZ: Maurer habe «wesentlich dazu beigetragen [...],
rechtspopulistische Hetze zu normalisieren».

Bereits am Tag nach der Rücktrittsankündigung überboten sich die Medien mit
Spekulationen über mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger von Ueli Maurer. Am
häufigsten genannt wurden die Nationalrätinnen Esther Friedli (svp, SG) und Céline
Amaudruz (svp, GE), die Zürcher Regierungsrätin Natalie Rickli (ZH, svp), die
Nationalräte Albert Rösti (svp, BE), Gregor Rutz (svp, ZH) und Thomas Aeschi (svp, ZG),
der frühere Parteipräsident und Nationalrat Toni Brunner (SG, svp) sowie der Aargauer
Regierungrat Jean-Pierre Gallati (AG, svp). Albert Rösti galt in den meisten Medien als
Kronfavorit. Seine einzige Schwäche sei, dass Christoph Blocher, der «noch immer ein
entscheidendes Wort mitzureden» habe, wie der Blick wusste, gegen ihn ein Veto
einlegen könnte. Dies gelte nicht für Esther Friedli, die als mögliche erste SVP-
Bundesrätin gehandelt wurde. Dass neben Karin Keller-Sutter eine zweite St. Gallerin
bereits in der Regierung sitze, sei kein Problem, urteilten vor allem die Ostschweizer
Medien. Eine früher oft gehandelte Anwärterin auf einen Bundesratssitz, Magdalena
Martullo-Blocher gab hingegen noch am Tag von Maurers Rücktritt bekannt, kein
Interesse am Regierungsamt zu haben. Ebenfalls unverzüglich aus dem Rennen nahmen
sich Roger Köppel (svp, ZH) und Franz Grüter (svp, LU). Auch Diana Gutjahr (svp, TG)
erteilte entsprechenden medialen Anfragen eine Absage, da für sie «als junge Mutter
[...] der richtige Zeitpunkt für eine Bundesratskandidatur nicht gegeben» sei, wie das
St. Galler-Tagblatt bedauerte. Auch Toni Brunner schloss einen Rücktritt auf die
nationale Bühne bald aus und nach einiger Bedenkzeit verzichtete auch seine
Lebenspartnerin Esther Friedli. Sie wolle ihre regionale Verankerung für den
Ständeratswahlkampf nutzen, der aufgrund des Rücktritts von Paul Rechsteiner (sp, SG)
im kommenden Frühling 2023 anstand. Bundesrätin werden sei hingegen kein
Lebensziel von ihr.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2022
MARC BÜHLMANN
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Nachdem sowohl Natalie Rickli als auch der ebenfalls angefragte Regierungsrat Ernst
Stocker (ZH, svp) und auch Gregor Rutz bekannt gegeben hatten, nicht für die Nachfolge
Maurers kandidieren zu wollen, schien sich abzuzeichnen, dass der Kanton Zürich in
Kürze zum zweiten Mal in der Geschichte nicht im Bundesrat vertreten sein könnte. Nur
während knapp sieben Jahren zwischen dem Rücktritt von Elisabeth Kopp (1989) und
der Wahl von Moritz Leuenberger (1995) war der bevölkerungsreichste Kanton der
Schweiz nicht in der eidgenössischen Regierung präsent gewesen und stellte folglich
bisher mit 20 Magistratinnen und Magistraten die meisten Bundesratsmitglieder aller
Kantone. Von einer «Blamage» für die kantonalzürcherische SVP, die es versäumt habe,
rechtzeitig für mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger zu sorgen, sprach in der Folge
der Tages-Anzeiger. Dass der Zürcher Flügel nicht vertreten sei, sei aber auch darauf
zurückzuführen, dass die Kantonalpartei aufgrund der reihenweisen Absagen eine
«Partei der Nein-Sager» sei, so der Blick weiter. Die «oppositionelle DNA der Zürcher
SVP» entpuppe sich jetzt als Nachteil, analysierte die Aargauer Zeitung.

Im Gegensatz zum «Personalproblem» der Zürcher habe die Berner SVP einen
Kandidaten zu viel, kommentierte der Tages-Anzeiger die Kandidatur von Werner
Salzmann (svp, BE), der am 6. Oktober als erster offiziell ankündigte, Bundesrat werden
zu wollen. Der Berner Ständerat betonte, er sei als Oberst der Schweizer Armee und
Sicherheitspolitiker ein idealer Kandidat für das VBS. Salzmann stamme aus der Familie
des BGB-Parteigründers Rudolf Minger, dem ersten Bundesrat der BGB (und späteren
SVP) und habe entsprechend ein «Bundesrat-Gen», so der Tages-Anzeiger. Salzmann
könne dem Favoriten Rösti zwar gefährlich werden, innerhalb der Berner SVP werde
aber befürchtet, dass der Ständeratssitz verloren gehen könnte, wenn Salzmann in den
Bundesrat gewählt würde, spekulierte der Tages-Anzeiger weiter. Wenige Tage später,
am 10. Oktober 2023, gab auch Albert Rösti seine Kandidatur bekannt. Der Zweikampf
zwischen den beiden Bernern bringe ein wenig Salz in den Wahlkampf, urteilte La
Liberté. Allerdings vermuteten die Medien, dass der ehemalige Parteipräsident Rösti im
Parlament mehr Rückhalt habe als Salzmann. Die BZ urteilte entsprechend, dass Röstis
Kandidatur höchstens «wegen internen Widerstands» scheitern könnte. Die NZZ
befand gar, dass die Kandidatur Röstis für Langeweile sorge, weil der «anstandslos
anständige [...] Panorama-Politiker» kaum anecke – was eine wichtige Voraussetzung
sei, um genügend Stimmen aus dem Parlament zu erhalten. Skeptischer zeigte sich die
WoZ, die sich fragte, weshalb dem «Ölkönig», der «eine riesige Schadensbilanz»
aufweise, so viele Sympathien zuflögen. Starke Kritik erwuchs Rösti auch in der
Weltwoche, die befürchtete, dass Rösti seinen SVP-Kurs wohl aufgeben werde, wenn er
im Bundesrat sitzen werde. Roger Köppel, Chefredaktor der Weltwoche, warnte vor
einem «Kuckucksei» und einem «Trojanischen Pferd» für die SVP im Bundesrat. Rösti
sei «der Prototyp eines Pöstchenjägers, ein Hansdampf an allen Kassen» und er sei mit
seinem «Naturell des Jasagers» und als «Briefträger bezahlter Interessen» «der
Falsche». Im Sonntagsblick wurde vermutet, dass «Atom-Rösti» auch deshalb im
Parlament die grössten Chancen habe, weil er nicht die Kernthemen der SVP vertrete,
sondern Energiepolitik betreibe. Würde er dem UVEK vorstehen, wäre dies «ein Coup»,
so der Sonntagsblick. Die zahlreichen Lobby-Mandate Röstis waren in der Folge ein
ziemlich häufiges mediales Thema. Der Blick erinnerte schliesslich daran, dass die SVP
mit den letzten Berner Vertretern in der Landesregierung nicht sehr glücklich gewesen
sei. Sowohl Adolf Ogi, der innerparteilich als zu europafreundlich gegolten habe, als
auch Samuel Schmid, der als «halber Bundesrat» bezeichnet worden war, hätten in der
SVP selber nur wenig Rückhalt gehabt.

Am 15. Oktober gab der Zuger Finanzdirektor Heinz Tännler (ZG, svp), seit 2006 in der
Zuger Kantonsregierung, bekannt, dass er die Innerschweiz und einen «boomenden
Kanton» vertreten wolle. Als «zupackender Wirtschaftspolitiker» wolle er den beiden
Berner Bewerbungen etwas entgegensetzen und der Partei eine Auswahl bieten. Es sei
nicht gut, dass die Zentralschweiz seit dem Rücktritt von Kaspar Villiger im Jahr 2003
nicht mehr im Bundesrat vertreten sei. In zahlreichen Gesprächen sei er darauf
aufmerksam gemacht worden, dass «diese Region wieder eine Stimme in der
Landesregierung haben» müsse. Er wolle aber auch alle anderen finanzstarken Kantone
vertreten, so Tännler in der Ankündigung seiner Kandidatur. In den Medien wurden
Tännler trotz Exekutiverfahrung eher geringe Chancen eingeräumt, da er im Gegensatz
zu Salzmann und Rösti nicht dem Bundesparlament angehöre, was häufig ein Nachteil
sei. Zudem stehe er als Finanzdirektor des reichen Kantons Zug vor allem bei Linken in
Verdacht, «Politik für die Reichen und Mächtigen zu machen», so die Bewertung der
NZZ. 

Am 18. Oktober meldete auch Michèle Blöchliger (svp, NW), seit 2018
Gesundheitsministerin des Kantons Nidwalden, ihre Ambitionen an. Sie sei überzeugt,
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dass sie «den nötigen Rucksack» mitbringe, den es für das Amt als Bundesrätin
brauche: Sie sei sich gewohnt, das Kollegialitätsprinzip zu achten, habe politische
Exekutiverfahrung und bringe mit einer englischsprachigen Mutter wichtige
Sprachkompetenzen mit. Die SVP könne aufatmen, weil sie doch noch eine Frau
gefunden habe, befand 24Heurers. Für die Nidwaldner Regierungsrätin und
Rechtsanwältin «mit juristischem Gewissen», wie die Nidwaldner Zeitung wusste,
spreche nicht nur ihr Geschlecht, sondern auch der Umstand, dass aus dem
Innerschweizer Kanton noch nie jemand in der Landesregierung gesessen habe. Zudem
sei sie parteiintern gut vernetzt und der Umstand, dass auch innerhalb der SVP viele
eine Frau auf einem Zweierticket forderten, erhöhe ihre Chancen ebenfalls, waren sich
viele Medien einig. Allerdings sei sie in Bundesbern etwa auch im Vergleich zu Tännler
praktisch unbekannt und liefe Gefahr, sich «in einer undankbaren Rolle als
Alibikandidatin» wiederzufinden, prognostizierte die NZZ. Für Schlagzeilen sorgte in der
Folge die Aussage Blöchligers, dass Wikipedia nicht zutreffende Angaben über sie
verbreite. Sie besitze – im Gegensatz zu den Informationen auf Wikipedia – die
britische Staatsangehörigkeit seit dem Tod ihrer Mutter nicht mehr. Der Tages-
Anzeiger, der diese Aussage überprüfte, fand allerdings heraus, dass Blöchliger nie
formell auf den britischen Pass verzichtet habe. Die Zeitung machte daraus auch
deshalb eine Geschichte, weil die SVP 2019 mit einem Vorstoss – erfolglos – das Verbot
einer doppelten Staatsbürgerschaft von Bundesratsmitgliedern gefordert hatte.
«Blöchligers Hin und Her um ihre zweite Nationalität» biete neuen «Zunder für diese
Debatte», so der Tages-Anzeiger. Blöchliger selber gab bekannt, dass sie offiziell auf die
britische Staatsangehörigkeit verzichten werde. Allerdings war die Geschichte für viele
Medien ein gefundenes Fressen. Der Tages-Anzeiger urteilte, dass sich Blöchliger mit
der versuchten Vertuschung ihrer doppelten Staatsbürgerschaft – «um der eigenen
Partei zu gefallen» – wohl selbst aus dem Rennen genommen habe. Als «denkbar
schlecht» bezeichnete die Weltwoche den Kampagnenstart Blöchligers.

Weitere Kandidatinnen und Kandidaten hatten entsprechend der Terminplanung der
SVP bis zum 21. Oktober Zeit, ihr Interesse zu bekunden. Einen Tag vor Ablauf dieser
Frist meldete sich die SVP Zürich mit einem eigentlichen Überraschungscoup doch
noch zurück und präsentierte den 2021 aus dem Nationalrat zurückgetretenen Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) als Kandidierenden. Er sei aus der Politik ausgestiegen, weil ihm die
parlamentarische Arbeit nicht zugesagt habe, das Bundesratsamt reize ihn aber,
erklärte Vogt. Er wolle «ein Opfer erbringen», zudem sei seine Kandidatur «weder eine
Verlegenheitslösung noch eine Alibiübung», gab Vogt der NZZ zu Protokoll, eine urbane
Vertretung in der Landesregierung sei zudem wichtig. «Professor Vogt» sei der
«Wunschkandidat» der Zürcher Kantonalsektion, betonte Kantonalpräsident Domenik
Ledergerber (ZH, svp), der den Kandidierenden als «gründlich, aber zielstrebig, urban
und doch bodenständig» beschrieb. In den Medien wurde die Kandidatur begrüsst. Nun
habe Zürich doch noch einen Kandidaten, freute sich etwa die NZZ. Vogt sei in Bern
auch nach seinem Rücktritt 2021 noch genügend bekannt und werde nach wie vor als
seriöser Sachpolitiker geschätzt; vor allem auf linker Seite könne er punkten, ergänzte
die NZZ. Auch 24Heures urteilte, dass Vogt mit den Eigenschaften «Intello, urbain, gay»
das Zeug habe, die Kampagne aufzumischen. Innerhalb der SVP sei Vogt allerdings ein
«OVNI», ein unbekanntes Flugobjekt, urteilte La Liberté. Seine Chancen wurden auch
vom Tages-Anzeiger vor allem im Vergleich mit dem «berechenbareren» Albert Rösti als
geringer eingestuft. Vogt sei gleichzeitig «Verlegenheitslösung und Befreiungsschlag»
für die Zürcher SVP, befand die Weltwoche.

Da bis zum Ende der Meldefrist alle weiteren Favoriten abgesagt hatten – darunter etwa
auch Thomas Aeschi, der nach seinem Misserfolg 2015 auf eine zweite
Bundesratskandidatur verzichten und sich auf seine Parlamentsarbeit konzentrierten
wollte, oder der Aargauer Regierungsrat Jean-Pierre Gallati (AG, svp), der sich bis
Meldeschluss bedeckt gehalten hatte – und sich keine neuen Personen mehr gemeldet
hatten, standen mit Werner Salzmann, Albert Rösti, Heinz Tännler, Michèle Blöchliger
und Hans-Ueli Vogt die fünf Kandidierenden für die Nachfolge von Ueli Maurer fest. Die
Partei habe sich knapp gerettet, fasste die Aargauer Zeitung zusammen. Mit einer Frau
und einem Kandidaten aus Zürich könne die SVP nun doch verschiedene Optionen
bieten. Die Empfehlung der Kandidierenden durch die jeweiligen Kantonalsektionen
war Formsache. Für Spannung sorgte einzig die Frage, ob die Kantonalberner Sektion
eine Vorselektion treffen und lediglich einen der beiden Kandidierenden vorschlagen
würde. Sie schob die Frage einer allfälligen Vorselektion allerdings an die nationale
Findungskommission weiter und nominierte sowohl Albert Rösti als auch Werner
Salzmann einstimmig. Besagte Findungskommission nahm sich dann bis Mitte
November Zeit, die Kandidierenden auf Herz und Nieren zu prüfen, um der Fraktion
einen Vorschlag zu unterbreiten. 
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Wie schon die Kantonalberner scheute sich dann allerdings auch die
Findungskommission, eine Vorentscheidung zu treffen. Alle fünf Kandidierenden seien
wählbar und in den Hauptthemen strikt auf der Parteilinie. Sie würden einen
eindrücklichen Leistungsausweis und die nötige Führungserfahrung mitbringen. Die von
alt-Nationalrat Caspar Baader (BL, svp) präsidierte Kommission empfehle der Fraktion
zudem, ein Zweierticket zu bilden. Somit stand also die Fraktion in der Verantwortung,
die Vorauswahl zu treffen. An der Favoritenrolle von Albert Rösti ändere dies nichts,
waren sich die Medien einig. Spannend sei einzig, wer neben ihm aufs Ticket komme, so
etwa die NZZ. 
Am 18. November entschied sich dann die SVP-Fraktion für ein Zweierticket aus Albert
Rösti und Hans-Ueli Vogt. Rösti sei in der ersten Runde mit 26 von 51 Stimmen zum
einen Kandidaten auf dem Zweierticket bestimmt worden, wussten die Medien zu
berichten. In dieser ersten Runde hätten Michèle Blöchliger vier und Heinz Tännler
lediglich eine Stimme auf sich vereinen können. Vogt sei auf 13 und Salzmann auf 5
Stimmen gekommen. Dreimal sei es dann in der Folge zu einem 25:25 Unentschieden
zwischen dem Berner und dem Zürcher Kandidaten gekommen, bevor wahrscheinlich
eine sich bis dahin enthaltende Stimme in der fünften Runde den Ausschlag für Hans-
Ueli Vogt gegeben habe. Das Ringen zeige, dass fraktionsintern befürchtet werde, dass
Vogt im Parlament auf linker Seite Stimmen holen könnte und so zum «Rösti-
Verhinderer» werde, analysierte die NZZ. Das Rennen zwischen Bern und Zürich sei nun
neu lanciert, waren sich die meisten Medien einig.

2. November 2022: Der Rücktritt von Simonetta Sommaruga

Am 25. Oktober, also kurz nachdem die fünf Kandidierenden der SVP offizialisiert
waren, gab Simonetta Sommaruga via den Departementssprechenden bekannt, dass sie
ihre Regierungstätigkeit temporär unterbrechen müsse, da ihr Ehemann Lukas
Hartmann hospitalisiert worden sei. Dies war dann auch die Ursache für die wenige
Tage später sehr überraschend erfolgende Rücktrittsankündigung der amtierenden
Energie- und Verkehrsministerin: Am 2. November gab Simonetta Sommaruga ihren
auch für sie persönlich abrupten Rücktritt auf Ende Jahr bekannt, weil der Hirnschlag
ihres Mannes für sie ein schwerer Schock gewesen sei und gezeigt habe, dass sie die
Schwerpunkte in ihrem Leben anders setzen wolle. Den Tränen nahe beteuerte die
Bernerin, dass sie gerne Bundesrätin gewesen sei und eigentlich geplant habe, dies
auch noch eine Weile zu bleiben. So ein Schicksalsschlag stimme aber nachdenklich
und verschiebe die Prioritäten. Die 2010 in den Bundesrat gewählte Simonetta
Sommaruga war zuerst Justizministerin bevor sie 2019 das UVEK übernommen hatte. 

In den Medien wurde die SP-Magistratin als populäre Bundesrätin gewürdigt, die
allerdings häufig Abstimmungsniederlagen in Kauf habe nehmen müssen (Le Temps) –
die Schlimmste darunter sei wohl das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP
gewesen. Im Zentrum ihrer Arbeit hätten stets die Menschen gestanden, urteilte der
Blick. Die NZZ bezeichnete sie als «clever» und «beharrlich» mit einem «Hang zur
Perfektion», der ihre Auftritte auch «angestrengt und belehrend» habe wirken lassen.
Sie habe aber für eine SP-Bundesrätin auch dank «stoischer Beharrlichkeit» letztlich
überraschend viele Vorlagen durch das Parlament gebracht. Die Aargauer Zeitung
würdigte Simonetta Sommaruga als «Mensch gewordenes Verantwortungsgefühl», als
«Bundesrätin, die niemals die Kontrolle verlieren will». Alle ausser der SVP hätten sie
geliebt, titelte La Liberté. Die WoZ erinnerte angesichts der Betroffenheit, die
Simonetta Sommaruga bei ihrer Rücktrittsmedienkonferenz ausgelöst hatte, daran, dass
die Magistratin seit ihrer Wahl in den Bundesrat immer wieder von Teilen der Medien
und der SVP angegriffen worden sei: «An der Bernerin offenbarte sich die
Verunsicherung rechter Männer vor linken, machtbewussten Frauen», so die WoZ. In
der Tat warf etwa Roger Köppel (svp, ZH) der Magistratin nach ihrem auch für den
Bundesrat und ihre Partei überraschenden Rücktritt in der Weltwoche Parteikalkül und
«Flucht» vor, weil sie schon lange «ermattet und ermüdet» sei. Dies stiess in vielen
Medien freilich auf Kritik, da der Entscheid private Gründe habe und Respekt verdiene,
so etwa der Tages-Anzeiger. Allerdings kommentierte die NZZ, dass der Rücktritt zwar
verständlich sei, in Anbetracht der schwierigen Lage hinsichtlich Energieversorgung
aber zur Unzeit komme. Ihre Nachfolgerin oder ihr Nachfolger müsse nun innert
kürzester Zeit «eine der schwersten Krisen für die Schweiz seit Jahrzehnten» meistern.

Auch bei der SP begann das von den Medien in Schwung gehaltene
Kandidierendenkarussell noch am Tag der Demission von Simonetta Sommaruga zu
drehen. Daran beteiligte sich freilich auch aktiv die Parteispitze, die unmittelbar
ankündigte, dass die SP ein reines Frauenticket präsentieren werde, wobei egal sei, aus
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welcher Sprachregion die Kandidatinnen stammten. Da die SP mit Alain Berset bereits
einen Mann in der Bundesregierung habe und den Grundsatz der Geschlechterparität
pflegen wolle, sei ein reines Frauenticket angezeigt, so die Begründung des SP-Co-
Präsidiums aus Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG). In den Medien
wurden entsprechend schnell Favoritinnen ernannt: Sehr häufig fielen dabei die Namen
der Ständerätin Eva Herzog (sp, BL), der Nationalrätinnen Flavia Wasserfallen (sp, BE)
und Nadine Masshardt (sp, BE) sowie der Regierungsrätinnen Jacqueline Fehr (ZH, sp)
oder Evi Allemann (BE, sp). Obwohl sich vor allem die Westschweizer Medien nur
geringe Chancen für eine Kandidatur aus der Westschweiz ausrechneten
(beispielsweise Le Temps), da in diesem Fall vier nicht deutschsprachige Personen im
Bundesrat sitzen würden – zwei davon für die SP –, fielen auch die Namen der
Regierungsrätinnen Rebecca Ruiz (VD, sp) und Nuria Gorrite (VD, sp) sowie der
Ständerätinnen Marina Carobbio (sp, TI) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU). Co-
Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH) gab hingegen sofort bekannt, nicht zur Verfügung zu
stehen. 

Die in den Medien als vorschnell kritisierte Ankündigung der Parteispitze, ein reines
Frauenticket präsentieren zu wollen, gab Raum für weitere Spekulationen. Ständerat
Daniel Jositsch (sp, ZH) etwa wurden laut Medien schon lange Bundesratsambitionen
nachgesagt. Diese würden freilich stark geschmälert, wenn eine Deutschschweizer SP-
Frau Simonetta Sommaruga beerben würde, weil für eine allfällige spätere Nachfolge
von Alain Berset dann wohl Westschweizer Männer im Vordergrund stehen würden.
Auch Regierungsrat Beat Jans (BS, sp) und die Nationalräte Matthias Aebischer (sp, BE)
oder Jon Pult (sp, GR) dürften ob der Ankündigung «frustriert» sein, mutmasste La
Liberté. Für den Westschweizer Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD) sei der Fokus
auf eine (Deutschschweizer) Frau hingegen eine gute Nachricht, mutmasste der Tages-
Anzeiger wiederum im Hinblick auf eine Nachfolge von Alain Berset. Zu den eigentlichen
Verliererinnen der SP-Strategie gehörten neben den Deutschschweizer Männern aber
auch die Westschweizer Frauen, die sich eine Kandidatur eher zweimal überlegen
dürften, analysierte 24Heures. Einerseits seien die Chancen gering, dass das Parlament
eine vierte romanischsprachige Person in den Bundesrat wähle, und andererseits werde
wohl bei einem Rücktritt von Alain Berset dann lediglich ein Männerticket aufgestellt.

Der SP blieben für die Kandidierendensuche nur wenige Tage. Sie setzte sich als
Meldeschluss den 21. November, damit die Fraktion am 26. November ein Zweierticket
nominieren konnte. Der Rücktritt Simonetta Sommarugas habe die Partei auf dem
falschen Fuss erwischt, beurteilte der Blick die kurze Zeitspanne. Bevor sich die ersten
Kandidierenden meldeten, kam es wie zuvor schon bei der SVP auch bei der SP zu einer
Reihe von medial mehr oder weniger stark begleiteten Absagen. Ausser Mattea Meyer
verzichteten neben den genannten Favoritinnen Jacqueline Fehr, Nadine Masshart,
Rebecca Ruiz, Nuria Gorrite und Marina Carobbio auch die Nationalrätinnen Priska
Seiler Graf (sp, ZH), Barbara Gysi (sp, SG), Edith Graf-Litscher (sp, TG), Yvonne Feri (sp,
AG) und die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch (ZH, sp) mit offiziellen
Presseauftritten auf eine Kandidatur. Nach kurzer Bedenkzeit und grosser medialer
Aufmerksamkeit verzichtete auch die ehemalige Aargauer Ständerätin Pascale Bruderer
(AG, sp) auf eine Kandidatur. Sie war gar mittels Petition von mehreren Personen zu
einer Kandidatur aufgefordert worden. Das habe sie sehr berührt, eine Rückkehr in die
Politik sei aber für sie kein Thema. Auch die Absage von Flavia Wasserfallen war den
Medien mehr als eine Kurzmeldung wert. Wie Esther Friedli (svp, SG) bei der SVP wollte
sich die Bernerin auf die Ständeratswahlen 2023 konzentrieren und den Sitz des auf
Ende Legislatur zurücktretenden Hans Stöckli (sp, BE) verteidigen. 

Im Gegensatz zu Jon Pult, der den Entscheid der SP-Spitze für ein reines Frauenticket
befürwortete und sich entsprechend nicht zur Verfügung stellte, wollte sich Daniel
Jositsch nicht aus dem Rennen nehmen. Er erhielt dabei Zuspruch von bürgerlichen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern, die das Vorgehen der SP-Parteileitung in den
Medien als «diktatorisch» (Alfred Heer, svp, ZH) bezeichneten oder kritisierten, dass es
«mit Gleichberechtigung nicht mehr viel zu tun habe» (Josef Dittli, fdp, UR). Jositsch
liess verlauten, dass er sich eine Kandidatur überlege, wenn die Fraktion auch Männer
zulasse. Dafür werde er sich parteiintern einsetzen, weil er ein reines Frauenticket als
«diskriminierend» erachte. Es handle sich um eine Einschränkung der Wahlfreiheit, die
dem Passus in den Statuten der SVP nahekomme, der jedes Mitglied automatisch
ausschliesse, wenn es eine Wahl annehme, ohne von der Partei nominiert worden zu
sein. Seine damit offiziell angekündigte Kandidatur brachte dem Zürcher Ständerat
zahlreiche negative Kommentare ein. Der am rechten Rand der SP politisierende Daniel
Jositsch fordere seine eigene Partei heraus und schaffe sich damit zahlreiche Feinde,
befand LeTemps. Die «Granate Jositsch explodierte im Gesicht der SP», titelte
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24Heures: «Il est vieux, blanc, mâle et riche», also alles, was die neue Garde der SP im
Moment «verabscheue», so die Westschweizer Zeitung. Der Tages-Anzeiger warf
Jositsch vor, mit dem «unsäglichen Theater» Frauen zu brüskieren, solange diese in
den verschiedenen politischen Gremien nach wie vor nicht angemessen vertreten
seien. Er sei auf einem «Egotrip», überschätze sich völlig und zeige damit nachgerade
auf, dass er eben nicht geeignet sei für ein Bundesratsamt, zitierte der Blick
verschiedene SP-Stimmen. Er habe Goodwill verspielt und müsse für den «Hochseilakt
ohne Netz» wohl noch büssen. Die WoZ kritisierte, dass nach «173 Jahren Patriarchat
[...] ein Mann auch heute noch nicht glauben [will], dass der eigene Karriereverzicht ein
Akt der Gleichstellung sein kann». Auch die Weltwoche schrieb von
«Selbstdemontage». Allerdings erhielt Jositsch auch Unterstützung aus der eigenen
Fraktion. Sich auf ein reines Frauenticket zu konzentrieren sei «demokratisch und
strategisch ungeschickt», meldete sich etwa Nationalrätin Franziska Roth (sp, SO) im
Blick zu Wort. Es brauche Wettbewerb zwischen Frauen und Männern und keine
Reduktion der Kandidierenden auf ihr Geschlecht. Roberto Zanetti (sp, SO) kritisierte
vor allem die Parteileitung: «Ich mag es nicht, wenn man mir vorschreibt, wie ich mir
meine Gedanken machen soll», so der Ständerat, der in der Folge ein Dreierticket
vorschlug. Die Frage werde fraktionsintern wohl noch zu reden geben, vermutete der
Blick. Die Fraktion selber versuchte etwas den Wind aus den Segeln zu nehmen, indem
sie verkündete, den Vorschlag der Parteispitze für ein reines Frauenticket bzw. den
Antrag von Jositsch auf ein gemischtes Ticket an ihrer Fraktionssitzung am 18.
November zu diskutieren. Es sei der Verdienst von Jositsch, dass das Thema offen
diskutiert werde, urteilte die NZZ. Er verdiene auch deshalb einen «fairen Prozess».

Nach der Kandidatur von Jositsch verging einige Zeit, bis die ersten Kandidatinnen ihre
Bewerbung einreichten. Die erste Frau, die sich schliesslich am 10. November mit einer
Kandidatur meldete, war Evi Allemann. Damit habe es die SP «geschafft, eine junge
Mutter ins Rennen zu schicken [... und] mit einer Art Sanna Marin [...] für frischen Wind
[zu] sorgen» (die finnische Ministerpräsidentin Sanna Marin war jüngste
Ministerpräsidentin weltweit und bei ihrem Amtsantritt Mutter einer einjährigen
Tochter). Die ehemalige Nationalrätin und seit 2018 Berner Regierungsrätin – und
Mutter zweier Kinder im Alter von elf und sieben Jahren, wie sogleich in allen Medien
berichtet wurde – habe allerdings national kaum Schlagzeilen gemacht, zudem könnte
es ein Nachteil sein, dass sie seit fünf Jahren nicht mehr im nationalen Parlament sitze,
mutmasste der Blick. Allemann sei nicht die Wunschkandidatin der SP gewesen, wusste
24Heures. Sie habe nicht das Charisma von Flavia Wasserfallen, die in Bundesbern
wesentlich häufiger als Favoritin genannt worden sei. Die Kandidatur von Evi Allemann,
die eine Bilderbuchkarriere ohne Kanten aufweise und bereits mit 20 Jahren in den
Berner Grossen Rat gewählt worden war – 1998 war sie die jüngste
Kantonsparlamentarierin der Schweiz – und 2003 den Sprung in den Nationalrat
geschafft hatte, habe aber ein grosses «ouf de soulagement» bei der Parteileitung
ausgelöst, so 24Heures weiter. Evi Allemann sei auch in bürgerlichen Kreisen beliebt
und zeichne sich durch Pragmatismus aus. Sie habe zudem auf Anhieb jedes politische
Mandat erhalten, das sie angestrebt habe, so der Tages-Anzeiger. Dass sie nicht mehr in
Bundesbern sei, sei für die ehemalige VCS-Präsidentin allerdings ein Handicap, urteilte
auch die NZZ.

Als klare Favoritin wurde in den Medien freilich Eva Herzog gehandelt, die tags darauf
ihre Kandidatur bekannt gab. «Eva Herzog est la Albert Rösti du Parti socialiste» – sie
sei die mit Abstand am häufigsten genannte Favoritin –, berichtete etwa Le Temps über
die Kandidatur der Basler Ständerätin. Sie könne einige Trümpfe aufweisen, wie etwa
ihre 19-jährige Erfahrung als Finanzvorsteherin des Kantons Basel-Stadt und ihre
Ständeratskarriere seit 2019. Ihre gescheiterte Bundesratskandidatur im Jahr 2010, als
sie von der Fraktion für die Nachfolge von Moritz Leuenberger nicht aufs Ticket gesetzt
worden war, sei zudem ebenfalls kein Nachteil. Schliesslich sei der Kanton Basel-Stadt
seit 1973 nicht mehr im Bundesrat vertreten gewesen. Dies sei auch ein Vorteil
gegenüber der Bernerin Evi Allemann, waren sich die meisten Medien einig. Auch der
Blick machte Eva Herzog zusammen mit Albert Rösti sogleich zum «Favoriten-Duo» und
betonte «die Lust aufs Amt und den Gestaltungswillen», den die Baslerin versprühe. Als
Nachteil bezeichnete 24Heures das fehlende Charisma von Eva Herzog. Sie sei «un peu
cassante», wirke häufig ein wenig spröde. 

Einen weiteren Tag später warf die vierte Kandidatin der SP ihren Hut in den Ring.
«Elisabeth Wer?», titelte die WoZ in Anspielung auf die zumindest in der
Deutschschweiz geringe Bekanntheit von Elisabeth Baume-Schneider, die ähnlich wie
Eva Herzog seit 2019 im Ständerat sitzt und vorher während 13 Jahren im Kanton Jura
als Regierungsrätin das Bildungsdepartement geleitet hatte. Ebendiese Unbekanntheit
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sei das grosse Manko der Kandidatin aus der Romandie, waren sich zahlreiche
(Deutschschweizer) Medien einig. Auch wenn von der SP-Parteileitung explizit auch
Frauen aus der lateinischen Schweiz zu einer Kandidatur aufgefordert worden seien,
werde die Vereinigte Bundesversammlung kaum eine Mehrheit von nicht-
deutschsprachigen Personen im Bundesrat goutieren, prognostizierte Le Temps – auch
wenn Elisabeth Baume-Schneider bilingue ist, ihr Vater ist Deutschschweizer. Dass die
Jurassierin «rien à perdre» habe, könne ihr aber auch zum Vorteil gereichen. Die
Chancen seien «mince, mais pas nulles», hoffte Le Quotidien Jurassien. Es könnte sich
gar für die Zukunft lohnen, den bisher noch nie im Bundesrat repräsentierten
peripheren Kanton Jura bekannter zu machen, befand Le Temps mit Blick auf eine
mögliche Wahl bei einem Rücktritt von Alain Berset. Für den Kanton sei dies «une belle
publicité», so Le Temps. Zudem habe die ehemalige Regierungsrätin im Jura viel
Rückhalt, so die Westschweizer Zeitung weiter. In der Tat gab der jurassische
Regierungsrat ihre Kandidatur gar in einem Communiqué bekannt und stellte sich mit
der Ankündigung, sie könne den Röstigraben verkleinern, öffentlich hinter seine
ehemalige Kollegin. In den Medien wurde zudem Elisabeth Baume-Schneiders Nähe zur
Landwirtschaft betont. Thema war freilich auch ihr Alter, das als «Handicap» gewertet
wurde, weil sich die SP eine jüngere Frau wünsche, so der Blick. Die 58-jährige
Ständerätin aus dem Kanton Jura gab zudem in Interviews zu Protokoll, dass sie sich mit
65 Jahren pensionieren lassen wolle. Sie betrachte sich deshalb als «conseillère
fédérale de transition», so ihre Aussage in 24Heures. Eva Herzog bleibe aber auch
deshalb Favoritin, weil die Jurassierin eher am linken Rand der SP politisiere und das
Parlament deshalb weniger gut von sich überzeugen könne als die eher am rechten
Rand der SP einzuschätzende Eva Herzog, so der Blick weiter. 24Heures befand zudem,
dass Elisabeth Baume-Schneider das grünste Profil der SP-Kandidierenden habe, was
ihr allenfalls Stimmen von den Grünen einbringen könnte. Kaum zur Sprache kam
hingegen, dass die Jurassierin in ihren Jugendjahren bei der Revolutionären
Marxistischen Liga politisiert hatte, galt sie doch auch in bürgerlichen Kreisen als «sehr
konziliant». In Interviews gaben Ständerätinnen und Ständeräte aus allen Lagern etwa
der Aargauer Zeitung zu Protokoll, sie sei «lösungsorientiert, ohne den grossen Auftritt
zu suchen», «verlässlich und kollegial», «seriös, aber nicht verbissen» und sie strahle
eine «positive Leichtigkeit» aus. Hingegen wurde das Thema Mutterschaft auch bei der
Kandidatin aus dem Kanton Jura diskutiert: Der Blick wusste zu berichten, dass
Elisabeth Baume-Schneider zwar nicht mehr das Profil der jungen Mutter habe, wie dies
von der SP gewünscht werde, sie habe aber bereits im Jahr 2000 landesweit für
Schlagzeilen gesorgt, weil sie damals als Parlamentspräsidentin ihr Baby an eine Sitzung
im Jurassischen Parlament mitgenommen habe. Die Frage, ob ein Exekutivamt mit
Kindern möglich sei, sei für Elisabeth Baume-Schneider deshalb ein «Déjà-vu». Die
Sanna Marin, die die SP heute im Bundesrat haben wolle, sei die zweifache Mutter
Elisabeth Baume-Schneider schon vor 20 Jahren gewesen, bemühte die Aargauer
Zeitung den Vergleich mit der finnischen Präsidentin ein weiteres Mal.

Bevor die SP über die Nominierung entschied, stand die mit einiger Spannung erwartete
Lösung der «Frage Jositsch» an. In den Medien hatte der Wind in der Zwischenzeit
etwas gedreht und die SP wurde für ihr mangelndes strategisches Geschick kritisiert.
Dass sofort kommuniziert worden sei, nur auf Frauen zu setzen, habe die Partei
unnötigen Spannungen ausgesetzt, war in zahlreichen Medien zu lesen. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die «Reformplattform», ein loser Zusammenschluss
moderat-zentristischer Kräfte der SP, hinter Jositsch gestellt. Im Hinblick auf die
eidgenössichen Wahlen 2023 habe die SP aber wohl keine andere Wahl, als mit einer
Frau und einem Mann im Bundesrat vertreten zu sein, was nur ein reines Frauenticket
garantiere, ergänzte der Tages-Anzeiger. Als Gleichstellungspartei sei sie sonst nicht
glaubwürdig. Alles andere wäre denn auch «politisches Harakiri», urteilte auch die
Republik. Denn würde Jositsch auf dem Ticket stehen, würde er «mit hoher
Wahrscheinlichkeit» gewählt, was dem mächtigen «Momentum von feministischer
Politik» völlig zuwiderlaufen und Proteste auslösen würde. Auch der 80-köpfige
Parteirat, eine Art Parlament innerhalb der Partei, stärkte der Parteileitung den Rücken
und sprach sich einstimmig für ein reines Frauenticket aus. Die diese Frage letztlich
entscheidende Fraktion selber tagte dann am 18. November und sprach sich laut ihrem
Chef Roger Nordmann (sp, VD) klar mit 37 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen) dafür aus, nur
Frauen zu nominieren. Daniel Jositsch habe sich eloquent verteidigt, respektiere aber
das Urteil, so Nordmann weiter. Der Vorschlag für ein Dreierticket sei mit 26 zu 19
Stimmen abgelehnt worden. In einem kurzen Statement gab Daniel Jositsch im
Anschluss an die Fraktionssitzung den Medien zu Protokoll, er verstehe den Entscheid,
es gebe keine innerparteilichen Konflikte und er ziehe seine Kandidatur angesichts der
exzellenten Kandidatinnen zurück. Die Diskussionen seien freilich nicht so glatt
verlaufen, wie dies für die Presse dargestellt worden sei, wusste der Tages-Anzeiger zu
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berichten. Vor allem die Parteispitze habe sich von einigen Fraktionsmitgliedern
harsche Kritik anhören müssen: Dass Mattea Meyer und Cédric Wermuth unmittelbar
nach dem Rücktritt von Simonetta Sommaruga eigenmächtig ein Frauenticket
angekündigt hätten, zeuge von schlechtem Kommunikationsstil und mangelndem
Vertrauen in die Fraktion, so die interne Kritik laut Tages-Anzeiger. 

Spannend blieb in der Folge also die Frage, welche beiden Kandidatinnen von der
Fraktion aufs Ticket gehievt werden. Im Vorfeld der entsprechenden
Fraktionsentscheidung vom 26. November hatte die SP vier von ihr so benannte
«öffentliche Hearings» in Luzern, Lausanne, Zürich und Liestal geplant, in denen die
drei Kandidatinnen Red und Antwort stehen – und «mit dem personellen Spektakel
etwas Werbung» für die Partei machen sollten, wie die NZZ vermutete. Alle vier
Hearings verliefen ohne Überraschungen. Es gebe kaum Unterschiede in den Positionen
der drei Kandidatinnen war die ziemlich einhellige Meinung der Medien, was das
Rennen um die Plätze auf dem Ticket freilich nur spannender mache.

Die Entscheidung der SP-Fraktion, Eva Herzog und Elisabeth Baume-Schneider auf das
Ticket zu setzen, sorgte dann doch bei vielen Beobachterinnen und Beobachtern für
überraschte Gesichter und einige Kritik. Der Entscheid habe etwas Zufälliges, urteilten
einige Medien gestützt auf den Wahlprozess in der Fraktion, über den medial berichtet
wurde. In den ersten beiden Wahlgängen waren die Unterschiede jeweils knapp, einmal
verfügte Elisabeth Baume-Schneider und einmal Evi Allemann über die meisten
Stimmen. Erst im dritten Wahlgang, in dem keine Zweitstimmen mehr zugelassen waren,
war das Ergebnis schliesslich klar genug: 24 Stimmen für Eva Herzog, 23 für Elisabeth
Baume-Schneider und lediglich noch 14 für Evi Allemann, die also für viele
Fraktionsmitglieder anscheinend jeweils zweite Wahl gewesen war. Ausgerechnet die in
den letzten Wochen so breit diskutierte «junge Mutter» hatte es damit nicht auf das
Ticket geschafft. Dies stiess bei zahlreichen Beobachterinnen und Beobachtern auf
Kritik. Die Sonntagszeitung wusste zu berichten, dass es in der Fraktion zwei Lager
gegeben habe: Das eine habe auf die moderatere Eva Herzog gesetzt, während das
andere vorwiegend aus Romand.e.s bestanden habe, unterstützt von
Fraktionsmitgliedern, die bei der nächsten Vakanz die Wahlchancen Deutschschweizer
Männer erhöhen wollten. Dieses Lager habe die eher links politisierende Westschweizer
Kandidatin Elisabeth Baume-Schneider präferiert. Dies wiederum weckte Unbill bei der
FDP, die sich im Vorfeld dezidiert gegen eine lateinische Mehrheit im Bundesrat
ausgesprochen und bei der SP entsprechende Forderungen angemeldet hatte. Auch die
SVP kritisierte die Auswahl, weil die Gefahr bestehe, dass am Schluss nur noch Kantone
im Bundesrat vertreten seien, die im Finanzausgleich zu den Nehmerkantonen
gehörten. Der Sonntagsblick hatte im Vorfeld der Fraktionssitzung eine
Bevölkerungsbefragung durchführen lassen, bei der sich zeigte, dass die Mehrheit der
Befragten ebenfalls die beiden Ständerätinnen auf das Ticket gesetzt hätte. Laut der
Montagspresse änderte diese Vorauswahl allerdings wenig an der Ausgangslage: Wie bei
der SVP Albert Rösti bleibe auch bei der SP Eva Herzog klare Favoritin. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete die Nomination von Elisabeth Baume-Schneider als «taktisch». Sie
sei für Herzog die ungefährlichere Partnerin auf dem Ticket. Elisabeth Baume-
Schneider selber war sich ihrer Outsider-Rolle bewusst, aber man könne ja nie wissen,
gab sie dem Quotidien Jurassien zu Protokoll.

Parlamentsmandat

Die ständigen Kommissionen, die mit der Parlamentsreform Anfang der 1990er Jahre
eingeführt wurden, spielen eine herausragende Rolle im schweizerischen
Gesetzgebungsprozess. In den Kommissionen werden zahlreiche Entscheide vorgespurt
und wichtige Änderungen an Gesetzesvorlagen angebracht. Kommissionen geben
Empfehlungen zu vielen Vorstössen ab, sie entscheiden, ob via parlamentarische
Initiativen angestossene Ideen in neue Gesetze fliessen sollen und arbeiten
entsprechende Gesetzesentwürfe auch aus. Freilich ist es das Gesamtparlament, das
letztlich entscheidet, ob es die Empfehlungen und Vorlagen seiner Kommissionen
annehmen möchte oder nicht. Eine Studie der Universität Bern zeigte allerdings auf,
dass das Parlament im langjährigen Schnitt rund 75 Prozent aller
Kommissionsempfehlungen (bei parlamentarischen Initiativen und Standesinitiativen)
befolgt. Es ist somit nicht verwunderlich, dass die parteipolitische und individuelle
Besetzung der verschiedenen Kommissionen politisch von einiger Bedeutung ist. 
Institutionell sind die Vorgaben dafür klar: Die Fraktionen – nicht die Parteien –
erhalten entsprechend ihrer Mandatszahl in den jeweiligen Räten eine Anzahl
Kommissionssitze, die sie dann mittels Verhandlungen mit den anderen Fraktionen auf
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die verschiedenen Kommissionen und mit fraktionsinternen Verfahren zwischen ihren
Mitgliedern verteilen. Im Nationalrat setzen sich die zwölf ständigen Kommissionen
(neun Sachbereichs- und zwei Aufsichtskommissionen sowie die
Immunitätskommission) in der Regel aus 25 Mitgliedern zusammen, die
Immunitätskommission aus neun. Im Ständerat umfassen die elf ständigen
Kommissionen – der Ständerat kennt keine Immunitätskommission – jeweils 13
Mitglieder. Neben den ständigen Kommissionen können auch Spezialkommissionen
eingesetzt werden, für die entsprechend ihrer Grösse ebenfalls ein Verteilschlüssel
errechnet wird. 
Entsprechend der Ergebnisse der eidgenössischen Wahlen 2019 entfielen von den total
284 Kommissionssitzen im Nationalrat 79 auf die SVP-Fraktion, 56 auf die SP-Fraktion,
43 auf die Mitte-Fraktion, 42 auf die Fraktion der Grünen, 41 auf die FDP-Fraktion und
23 auf die Fraktion der Grünliberalen. Abzüglich der neun Sitze in der
Immunitätskommission (SVP: 3; SP: 2; alle anderen Fraktionen je 1) hatte damit also die
SVP einen Anspruch auf je sieben Sitze in zehn Kommissionen und sechs Sitze in einer
Kommission. Die SP konnte in zehn Kommissionen jeweils fünf Mitglieder platzieren und
in einer vier. Jeweils vier Mitglieder schickten die Mitte-Fraktion in neun Kommissionen
(und je 3 in 2 Kommissionen), die Fraktion der Grünen in acht Kommissionen (und je 3
in 3 Kommissionen) und die FDP-Fraktion in sieben Kommissionen (und je 3 in 4
Kommissionen). Die Fraktion der GLP hatte entsprechend dieser Aufteilung Anspruch
auf je zwei Sitze in den elf Kommissionen. Der Verteilschlüssel im Ständerat brachte der
Mitte- und der FDP-Fraktion je drei Mitglieder in jeder Kommission, der SP- und der
SVP-Fraktion je zwei und der Fraktion der Grünen eines pro Kommission. Darüber
hinaus konnte die Mitte-Fraktion in sieben Kommissionen einen zusätzlichen Sitz
beanspruchen, die FDP in vier, die SP in sechs und die GP in fünf. Da mehr
Kommissionssitze als Fraktionssitze zu besetzen sind, bedeutet dies also auch, dass
einzelne Mitglieder in zwei oder mehr Kommissionen Einsitz nehmen. 
Wesentlich interessanter als die zahlenmässige Verteilung und medial besonders
verfolgt waren die personellen Entscheidungen in den einzelnen Fraktionen. Wer sollte
Einsitz in welche Kommission haben? Wichtig war diese Entscheidung nicht nur
deshalb, weil es mehr oder weniger interessante Kommissionen gebe – die Medien
betonten hier immer wieder die Wichtigkeit der Wirtschafts- und Abgabekommission
(WAK) –, sondern weil der Einsitz in eine Kommission mit individuellen inhaltlichen aber
auch handfesten Interessen verknüpft sein konnte. So dürfte sich eine Juristin in der
Gerichtskommission (GK) vielleicht wohler fühlen als ein Arzt, der sich wiederum eher
für einen Sitz in der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK)
interessieren dürfte. Freilich dürften es aber vor allem auch die Interessenbindungen
sein, die von Bedeutung sind. So hatten in den letzten Jahren die Diskussionen um die
Problematik der inhaltlichen Verknüpfung von Interessengruppen mit der
Kommissionsarbeit stark zugenommen (vgl. auch Dossier «Lobbyismus im
Bundeshaus»). Dabei stand die Frage im Raum, ob und inwiefern Lobbying immer
unmittelbarer bereits in den Kommissionen stattfinde.

Die Fraktionen hatten nach Bekanntgabe der Verteilschlüssel durch die
Parlamentsdienste Ende November bis zum 10. Dezember Zeit, die
Kommissionsmitglieder zu bestimmen. Die Zeitung Blick wusste dabei von SVP-internen
Streitigkeiten bei der Verteilung zu berichten. Lukas Reimann (svp, SG) hatte sich
öffentlich beklagt, dass er seinen Sitz in der SPK-NR nicht behalten durfte; er werde
abgestraft, weil er sich gegen Lobbyismus einsetze und zu wenig parteikonform stimme.
Auch die NZZ vermutete: «Die SVP setzt Abweichler unter Druck und straft sie ab». Die
Zeitung aus Zürich berichtete über Diana Gutjahr (svp, TG), die vom Fraktionsvorstand
der SVP in der WBK-NR belassen wurde, obwohl ihre Kandidatur für die Präsidentschaft
des Schweizerischen Gewerbeverbands mit einer Einsitznahme in der WAK-NR wohl
chancenreicher gewesen wären. An ihrer statt würde die neu gewählte Esther Friedli
(svp, SG) in der «einflussreichen» WAK Einsitz nehmen, obwohl «Neulinge [...] sehr
selten auf Anhieb in eine zentrale Kommission wie die WAK entsandt» würden, so die
NZZ weiter. Friedli habe diesen «Senkrechtstart ihrem Beziehungsnetz zu verdanken,
primär ihrem Lebenspartner, dem früheren Parteichef Toni Brunner (svp, SG).» Gutjahr
sei wohl ein «europapolitischer Denkzettel» verpasst worden, weil sie sich weigere, die
Begrenzungsinitiative der SVP zu unterstützen, interpretierte die NZZ. Der angefragte
Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) betonte auf Anfrage, dass bei der Vergabe der
Kommissionssitze nicht alle Wünsche erfüllt werden könnten. 
Mediale Erwähnung fand auch die Besetzung der Gesundheitskommission durch die SP.
In der Regel müssten Neugewählte mit ihren Wünschen hinten anstehen, berichtete
dazu auch die Aargauer Zeitung. Dies gelte nicht für Pierre-Yves Maillard (sp, VD), der als
früherer Gesundheitsdirektor des Kantons Waadt «auf Anhieb den Sprung in die
prestigeträchtige Gesundheitskommission» geschafft habe, obwohl der bisherige
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Angelo Barrile (sp, ZH) als Arzt dafür prädestiniert gewesen wäre. Die NZZ berichtete
ferner von einer SP-internen Regel. Da die Zahl der Kommissionssitze grösser ist als die
Zahl der Fraktionsmitglieder haben rund ein Drittel der SP-Mitglieder zwei
Kommissionssitze inne. Besagte Regel schreibe vor, dass dies für maximal vier Jahre
möglich sei. Dann habe man sich auf einen Sitz zu konzentrieren. Laut der NZZ habe
sich deshalb Eric Nussbaumer (sp, BL) zwischen der UREK-NR und der APK-NR
zugunsten Letzterer entscheiden müssen. Auch Beat Jans (sp, BS) habe wegen dieser
Regel seinen Sitz in der WAK-NR abgegeben und werde sich nun auf die UREK-NR
alleine konzentrieren müssen. «Weitsichtige Planung» attestierte die NZZ der SP
hingegen für die Besetzung der Kommissionssitze im Ständerat. Mit Christian Levrat (sp,
FR) und Paul Rechsteiner (sp, SG) würden zwei «Schwergewichte» der Partei das
Kommissionspräsidium der «wichtigsten und einflussreichsten» Kommissionen
übernehmen, der SGK-SR und der WAK-SR. Beliebt sei neben der WAK und der SGK
aber auch die UREK, weil sie «viel Aufmerksamkeit» generiere, so die Aargauer Zeitung
mit Blick auf die Verteilung in der FDP-Fraktion. Weil er der Klimaoffensive seiner
Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) skeptisch begegnet war, sei der bisherige
Christian Wasserfallen (fdp, BE) von seiner Fraktion aus der UREK-NR in die KVF-NR
versetzt worden. Wasserfallen selber sprach in der Aargauer Zeitung und auch in der
NZZ allerdings von einem lange gehegten Wunsch. Einen zusätzlichen Aspekt brachte
die St. Galler Zeitung in die Diskussion: die regionale Vertretung in den Kommissionen.
«St. Gallerinnen starten durch», titelte die Zeitung und freute sich, dass die Ostschweiz
«mehr Gewicht in der Wirtschaftskommission» erhalte. Aber auch eine regionale
Vertretung in der Verkehrskommission wäre wichtig gewesen; dort sei die Vertretung
der Ostschweiz aber nur noch «dünn», klagte das St. Galler Tagblatt. 
Schliesslich beleuchtete die Sonntagszeitung die Verteilung der Kommissionssitze aus
der Perspektive der Gleichstellung. «Die Frauenrevolution bleibt unvollendet», titelte
das Blatt. Zwar hätten die Frauen im Parlament nach den Wahlen 2019 einen Anteil von
39 Prozent (in National- und Ständerat zusammen), seien aber in den
parlamentarischen Kommissionen lediglich zu 36 Prozent vertreten, weil es eher
Männer seien, die mehrere Kommissionssitze besetzten. Zudem sei in den «wichtigen
oder prestigeträchtigen Ausschüssen» die Untervertretung der Frauen noch deutlicher.
In der FK sind lediglich 26 Prozent der Mitglieder Frauen (statt 39%), in der WAK und
der UREK sind es 32 Prozent und in der APK 34 Prozent. In der WBK (53% Frauen) und
der SGK (die Sonntagszeitung nannte sie die «Sozialkommission»; 47%) seien die Frauen
hingegen übervertreten. Auch die Kommissionspräsidien seien nur zu 23 Prozent von
Frauen besetzt. Das sei «undemokratisch», kommentierte die Sonntagszeitung: «[W]o
es politisch um etwas geht, sind die Politikerinnen unterrepräsentiert und haben wenig
zu sagen.» 1

Ziemlich überraschend gab Paul Rechsteiner (sp, SG) Anfang Oktober 2022 bekannt, auf
die kommende Wintersession zurückzutreten. Nach 36 Jahren Bundesbern gehe eine
«aussergewöhnliche Politkarriere» zu Ende, titelte das St. Galler Tagblatt. «Eine
zentrale Figur der Linken» trete ab, meinte der Appenzeller Volksfreund. Der SP-
Politiker sass schon 1977 im Stadtparlament von St. Gallen und von 1984 bis 1986 im
Kantonsparlament, bevor er 1986 in den Nationalrat nachrutschte. 1998 wurde er zudem
Präsident des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds, dem er während 20 Jahren
vorstand, was ihn zu einem «politischen Schwergewicht» gemacht, aber auch seine
Politik «im Dienst für die sozial Schwächeren» geprägt habe, urteilte der Tages-
Anzeiger. 2011 schaffte der St. Galler Sozialdemokrat dann «eine kleine Sensation» – so
die WoZ –, nämlich den Sprung in den Ständerat, für den er in der Folge zwei Mal
bestätigt wurde. Rechsteiner wäre nicht Rechsteiner, wenn er nicht auch seinen
Rücktritt «als Schachzug» geplant hätte, kommentierte das St. Galler-Tagblatt: Es sei
zwar erwartet worden, dass er zurücktrete, weil er dies aber nun kurz vor Ende der
Legislatur tue, setze er die FDP und die SVP, die den St. Galler SP-Sitz im Ständerat
angreifen wollten, unter Druck, dies nun innert kürzester Zeit aufgleisen zu müssen.
Rechsteiner selber begründete seinen Schritt damit, dass die Wahlbevölkerung sich bei
einer Einervakanz besser für eine Kantonsvertretung entscheiden könne als gleichzeitig
mit den Nationalratswahlen im Herbst 2023, die zu sehr «parteipolitisch geprägt»
seien.

Der Plan der SP zur Verteidigung ihres Ständeratssitzes ging freilich nicht auf. Im
zweiten Wahlgang eroberte die SVP erstmals in ihrer Geschichte den St. Galler
Ständeratssitz. Esther Friedli (svp, SG) setzte sich Ende April gegen Barbara Gysi (sp, SG)
durch. Die 2019 in den Nationalrat gewählte 45-jährige SVP-Politikerin hatte damals
trotz Sitzverlust der SVP mehr Stimmen geholt als zwei Bisherige. 2016 war Friedli für
ihre Kandidatur für die St. Galler Regierungsratswahlen als ehemaliges CVP-Mitglied zur
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SVP gewechselt und wurde 2022 auch als mögliche Bundesrätin gehandelt. Nun nahm
sie in der Sommersession 2023 erstmals in der kleinen Kammer Platz, nachdem sie dort
den Amtseid geleistet hatte. Bereits bei den eidgenössischen Wahlen 2023 wird sie
diesen Sitz verteidigen müssen.

Zusammen mit der Vereidigung von Esther Friedli war es im Ständerat in der 51.
Legislatur insgesamt lediglich zu drei Wechseln gekommen (2021: Rücktritt von
Christian Levrat (sp, FR) und Wahl von Isabelle Chassot (mitte, FR); 2022: Wahl von
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) in den Bundesrat und Nachrücken von Mathilde
Crevoisier Crelier (sp, JU)). Seltene Wechsel sind – im Gegensatz zum Nationalrat – im
Ständerat normal; so gab es in der 50. Legislatur zwei und in der 49. Legislatur ebenfalls
nur drei Mutationen in der kleinen Kammer. In der laufenden 51. Legislatur musste die
SP dreimal einen Sitz verteidigen, was ihr lediglich beim Jura-Sitz gelang. Im Kanton
Jura gibt es freilich keine Ersatzwahlen, sondern die Listenwahl macht ein
Nachrutschen auch im Ständerat möglich. In Freiburg verlor die SP ihren Sitz an die
Mitte und in St. Gallen an die SVP. Da in zwei dieser drei Fälle Frauen Männer ersetzten,
erhöhte sich der Frauenanteil in der kleinen Kammer von 26.1 Prozent (12
Ständerätinnen Anfang Legislatur) auf 30.4 Prozent (14 Ständerätinnen Ende Legislatur).

Allerdings besteht ab der Sommersession 2023 in der kleinen Kammer eine Vakanz.
Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), ebenfalls von der SP, wurde im März 2023 in die
Tessiner Kantonsregierung gewählt und gab entsprechend ihren Rücktritt aus dem
Ständerat bekannt. Der Tessiner Staatsrat entschied dann allerdings, dass keine
Ersatzwahlen für den frei gewordenen Standessitz abgehalten würden, da der früheste
Termin für eine entsprechende Wahl Mitte Juni gewesen wäre und ein möglicher
zweiter Wahlgang gar erst Anfang September hätte durchgeführt werden können – im
Kanton Tessin dürfen im Juli und im August keine Urnengänge stattfinden. Folglich
hätte die neue Kantonsvertretung lediglich noch an der Herbstsession 2023 teilnehmen
können, anschliessend standen bereits die eidgenössischen Wahlen an. Die Kosten und
der Verwaltungsaufwand für zwei kurz nacheinander erfolgende Wahlen seien «nicht
opportun», so die Begründung der Tessiner Regierung. Dieser Entscheid stiess auf
einige Kritik, die aber nichts daran änderte, dass der Ständerat bis Ende Legislatur
lediglich aus 45 Mitgliedern bestand. 2

Volksrechte

Am Montag der dritten Herbstsessionswoche 2020 besetzten Klimaaktivistinnen und
-aktivisten den Bundesplatz, obwohl dort Veranstaltungen während der Session
verboten sind. Dies führte bei den Parlamentarierinnen und Parlamentariern zu einigem
Ärger. So beschwerten sich gemäss verschiedener Medien insbesondere bürgerliche
Parlamentsmitglieder, von den Klimaaktivistinnen und -aktivisten «angepöbelt» worden
zu sein. Dabei stellten die Medien vor allem verschiedene verbale Entgleisungen ins
Zentrum der Berichterstattung. So soll Roland Büchel (svp, SG) derart genervt gewesen
sein, dass er die Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten vor laufender Kamera als
«Arschlöcher» bezeichnete. Andreas Glarner (svp, AG) nannte die Demonstrierenden
während eines Interviews «Kommunisten und Chaoten» und Sibel Arslan (basta, BS), die
das Anliegen der Streikenden vertreten wollte, «Frau Arschlan» – was er später als
Versprecher entschuldigte. Umgekehrt regten sich linke Parlamentsmitglieder über die
falschen Prioritäten der Medien auf, so etwa Jacqueline Badran (sp, ZH), die in einem
Radiointerview die Medien angriff, welche «den huere fucking Glarner, who cares, [...]
statt die Forderungen der Jugendlichen» gefilmt hätten. 

Die Debatten drehten sich in der Folge allerdings nicht nur um «Anstand» und verbale
Entgleisungen, sondern auch darum, ob der Bundesplatz überhaupt besetzt werden
darf – insbesondere während der Session. Während sich bürgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier beschwerten, zeigten links-grüne Mitglieder
der Bundesversammlung Verständnis für die Aktion. Die aktuelle Regelung im
Kundgebungsreglement der Stadt Bern besagt, dass die Versammlungsfreiheit auf dem
Bundesplatz während der Sessionen vor allem für grosse Manifestationen aufgehoben
wird. Verantwortlich für die Einhaltung dieser Massnahme ist die Stadt Bern, weshalb
sich die Kritik der Bürgerlichen in der Folge vor allem gegen den Berner
Stadtpräsidenten Alec von Graffenried (gfl) richtete. Einige Medien – darunter etwa die
NZZ – warfen der Stadt gar vor, «mit zweierlei Mass» zu messen und das
Demonstrationsverbot «selektiv» umzusetzen. 
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Die Aktion auf dem Bundesplatz führte schliesslich auch zu einiger parlamentarischer
Betriebsamkeit. Ein noch am gleichen Montag eingereichter Ordnungsantrag
(20.9004/21364) von Thomas Aeschi (svp, ZG), der die Räumung des Platzes beantragte,
wurde mit 109 zu 83 Stimmen (1 Enthaltung) im Nationalrat angenommen. Dagegen
stimmten die geschlossenen Fraktionen von SP, GP und GLP sowie zwei Angehörige der
Mitte-Fraktion. Der am nächsten Tag von Esther Friedli (svp, SG) eingereichte
Ordnungsantrag (20.9004/21402), mit dem zusätzlich eine Anzeige gegen die Stadt Bern
und die «Klimaextremisten und Linksradikalen» gefordert wurde, lehnte eine 90 zu 79-
Stimmen-Mehrheit (bei 16 Enthaltungen) dann freilich ab. Hingegen richtete sich die VD
mit einem von Nationalratspräsidentin Isabelle Moret (fdp, VD) und Ständeratspräsident
Hans Stöckli (sp, BE) unterzeichneten Schreiben an die Regierungen von Stadt und
Kanton Bern und forderte diese auf, für die Einhaltung der Rechtsbestimmungen zu
sorgen. Und schliesslich reichte Christian Imark (svp, SO) eine Motion ein, mit der er
forderte, die Stadt Bern des Bundesplatzes zu enteignen. Dadurch könne der
Bundesrat «künftig selber für Recht und Ordnung auf dem Bundesplatz» sorgen, weil
«die linke Berner Stadtregierung [...] die Chaoten immer öfter gewähren» lasse.
Wohl auch weil die Polizei am Mittwoch nach zwei Ultimaten der Stadtregierung den
Platz räumte, legte sich die Aufregung kurz darauf wieder. Der Bundesrat beantragte ein
paar Wochen später die Ablehnung der Motion, weil eine Enteignung nicht
verhältnismässig sei und die Zusammenarbeit mit der Stadt Bern bezüglich Nutzung des
Bundesplatzes so funktioniere, dass die Interessen des Parlaments berücksichtigt
würden. Die Motion Imark selber wurde dann zwei Jahre nach ihrer Einreichung wegen
Nichtbehandlung abgeschrieben. 3
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